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Siehe auch:

Öffentlicher Verkehr;

Motorisierter Individualverkehr;

Güterverkehr;

Radwegnetz;

Zivilluftfahrt;

Luftreinhaltung;

Lärmschutz.

Betroffene Stellen

Koordinationsstelle: 
Amt für Mobilität

Gemeinden:
Alle

Kantonale Stellen:
MobA, AfU, BRPA

Andere Kantone:
BE, NE, VD

Bund:
BAV, ASTRA, BAFU, ARE

1.	 PROBLEMSTELLUNG

Da die Verkehrsmittel leichter zugänglich wurden konnten die 
zwischen dem Wohnort und dem Arbeitsplatz zurückgelegten 
Entfernungen vergrössert werden. Wenn dieser technologische 
Fortschritt einerseits die Landflucht bremste, so erlaubte er ande-
rerseits den Stadtbewohnern, die Stadt zu verlassen und auf dem 
Land zu leben, ohne den Arbeitsplatz wechseln zu müssen. Der 
Individualverkehr hat auch das Freizeit- und Konsumverhalten 
deutlich verändert. Die Folge ist eine allgemeine Zunahme der 
Mobilität in unserer Gesellschaft und eine Erhöhung der durch den 
motorisierten Individualverkehr verursachten Umweltbelastung.

Während langer Zeit wurde die zunehmende Mobilität allein 
unter dem positiven Zeichen eines gewissen Wirtschaftswachstums 
betrachtet. Heute wird jedoch eine differenziertere Bilanz gezo-
gen. Die Beschäftigungszentren müssen einen Automobilverkehr 
bewältigen, der grosse Investitionen in die Verkehrsinfrastruktur 
(Strassen, Parkplätze usw.) voraussetzt; gleichzeitig erleiden sie 
die verkehrsbedingten Umweltschäden (Luftverunreinigung, Lärm). 
Die Probleme der Verkehrsverstopfung verdeutlichen die Grenzen 
einer Erhöhung der individuellen motorisierten Mobilität in den 
städtischen Gebieten.

Die öffentliche Hand muss ihrerseits nicht nur das Strassennetz 
sondern auch die öffentlichen Verkehrsmittel finanzieren. Angesichts 
der Zersiedelung ist es schwer, rentable öffentliche Verkehrslinien 
zu schaffen, was eine zweckmässige Planung der Wohnzonen 
durch die Öffentlichkeit nur noch wichtiger macht.

In den letzten Jahrzehnten wurden die Infrastrukturen der 
Siedlungsentwicklung angepasst. In Zukunft muss die umgekehrte 
Vorgehensweise angewendet werden: Dank einer zielgerichteten 
Siedlungsplanung gilt es, die schon bestehenden Infrastrukturen 
und öffentlichen Verkehrsmittel optimal zu nutzen.

Es muss auch hervorgehoben werden, dass die Verkehrs-infra-
strukturen, genau gleich wie die Besiedelung, äusserst viel Boden 
beanspruchen. So lässt sich auf der Grundlage der vom Bund 
erstellten Statistik der Bodennutzung von 1993 feststellen, dass 
im Kanton Freiburg auf einen Einwohner 136 m2 Strassen und 
14 m2 Eisenbahnlinien entfallen. Gesamtschweizerisch betru-
gen diese Werte je 102m2 für die Strassen und 11m2 für die 
Eisenbahnlinien. Das Verkehrsnetz des Kantons Freiburg muss 
damit als dicht bezeichnet werden.

Auf dem Gebiet der Verkehrsplanung hat der Kanton Freiburg 
2013 seinen kantonalen Verkehrsplan überarbeitet. Der neue 
Verkehrsplan vertritt die Grundsätze der nachhaltigen Entwicklung 
und unterstützt die Anstrengungen um nachhaltige Mobilität auf 
kantonaler Ebene.

Die nachhaltige Mobilität erlaubt:
·	 eine angemessene und ausgeglichene Zugänglichkeit zu den 

Grundleistungen mit grösstmöglicher Sicherheit und Rücksicht 
auf die Gesundheit der Benutzerinnen und Benutzer;

·	 eine wirtschaftliche Entwicklung des Kantons zu minimalen 
Kosten und mit maximaler Effizienz;

·	 den Schutz der Personen und der Umwelt.
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2.	 GRUNDSÄTZE

Ziele der kantonalen Politik

·	 Die nachhaltige Mobilität fördern.

·	 Die bestehenden Verkehrsinfrastrukturen erhalten und pflegen 
und sie gegebenenfalls anpassen und/oder ausbauen.

·	 Lösungen finden, um die Mobilität zu wirtschaftlich tragbaren 
Kosten befriedigen zu können.

·	 Das Verkehrsangebot an den bestehenden Siedlungstyp 
anpassen.

·	 Die freie Wahl des Personenverkehrsmittels gewährleisten.

·	 Ein Gesamtkonzept Verkehr schaffen, das alle Verkehrsarten 
umfasst.

Grundsätze zum Standort

Integration in die nationalen Verkehrsnetze

·	 Dafür sorgen, dass der Kanton gut in das nationale Verkehrsnetz 
eingebunden wird, insbesondere indem der grösstmögliche 
Nutzen daraus gezogen wird und die negativen Auswirkungen 
auf ein Minimum beschränkt werden.

·	 Die Einbindung in das nationale Verkehrsnetz gestützt auf 
die Sachpläne des Bundes überprüfen.

·	 Die Gebiete an den Kantonsgrenzen an die wichtigsten 
Verkehrsnetze der Nachbarkantone anbinden, sofern eine 
entsprechende Nachfrage besteht und die Kosten dies erlau-
ben.

Kombinierter Verkehr

·	 Die Möglichkeiten zur Förderung des kombinierten Verkehrs 
(Car Sharing, Fahrgemeinschaften, Park&Ride, Bike&Ride) 
prüfen und die Grundsätze festlegen.

Grundsätze zu Koordination

Koordination des Gesamtverkehrssystems

·	 Das bestehende Verkehrsnetz und die entsprechenden 
Investitionen optimal nutzen.

·	 Bei Neuansiedlungen sicherstellen, dass das vorhandene 
Verkehrsnetz den verursachten Zusatzverkehr aufnehmen 
kann.

·	 Die Lebensqualität in Siedlungsgebieten verbessern indem 
die Verkehrsbelästigungen reduziert werden.

·	 Die Nutzung öffentlicher Verkehrsmittel verstärken.

·	 Für Investoren insbesondere in den wir tschaf t lichen  
Entwicklungsschwerpunkten günstige Voraussetzungen zur 
raschen Verwirklichung ihrer Vorhaben schaffen.

Koordination der Siedlungsentwicklung mit dem Verkehr

·	 Die Siedlungsentwicklung so ausrichten, dass die bestehenden 
Verkehrsinfrastrukturen und öffentlichen Verkehrsmittel optimal 
genutzt werden.

·	 Den Boden in verkehrstechnisch gut erschlossenen Zonen 
intensiv nutzen.

Siehe Thema «Arbeitszonen und 
grosse Verkehrserzeuger»
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·	 Prüfen, ob unter dem Gesichtspunkt der optimalen 
Infrastrukturnutzung durch den motorisierten Individualverkehr 
die vorgeschlagene Bodennutzung angemessen ist und zwar 
aufgrund:

-	 der Verkehrsqualität und der Belastbarkeit;
-	 der Nähe zu grossen Transitachsen (Nationalstrassen, 

kantonale Hauptstrassen);
-	 der Möglichkeit, eine Zunahme der Belästigung in Wohn- 

und Mischzonen zu vermeiden.

·	 Prüfen, ob unter dem Gesichtspunkt der optimalen Nutzung des 
öffentlichen Verkehrsangebots die vorgeschlagene Bodennutzung 
angemessen ist und zwar aufgrund:

-	 der Distanz zur nächsten Haltestelle;
-	 des Kursintervalls, mit dem die Haltestelle bedient wird;
-	 der Art des Verkehrsmittels und der Haltestelle.

·	 Der kantonale Verkehrsplan legt insbesondere fest, welche 
Erschliessungskriterien für eine bestimmte Bodennutzung 
erfüllt werden müssen und welche Zonen über eine sehr 
gute Verkehrserschliessung verfügen.

·	 Falls die Erschliessungskriterien nicht erfüllt werden können, 
muss der Antragsteller auf eigene Kosten für eine ausreichende 
Erschliessung sorgen.

Koordination des Verkehrs mit der Siedlungsentwicklung

·	 Neue Verkehrsinfrastrukturen primär dort vorsehen, wo die 
aktuelle und künftige Siedlungsentwicklung dies verlangt.

Koordination der verschiedenen Verkehrsmittel

·	 Die Verteilung des Verkehrs im Kanton vermehrt auf den 
öffentlichen Verkehr und den Langsamverkehr lenken.

·	 Der kantonale Verkehrsplan legt fest, welche Verkehrsmittel 
gefördert werden und welche Entwicklung bei den verschiede-
nen Verkehrsmitteln aufgrund des Verkehrszwecks zu erwarten 
ist.

3.	 AUFGABENVERTEILUNG

Der Kanton:
·	 Stellt auf der Grundlage des kantonalen Verkehrsplans 

die Koordination der unter seine Zuständigkeit fallenden 
Verkehrsplanungen sicher.

·	 Sorgt dafür, dass die öffentlichen Bauten und Anlagen an 
den öffentlichen Verkehr angeschlossen sind, und wählt 
neue Standorte so, dass die Nachfrageströme gebündelt 
werden.

·	 Förder t die Aufwer tung der Gebiete mit einer guten 
Verkehrserschliessung gemäss dem kantonalen Verkehrsplan.

·	 Sorgt dafür, dass das Ziel bezüglich des Modal Splits erreicht 
wird.

Das Amt für Mobilität:
·	 Stellt die Koordinierung des Verkehrs sicher und erstellt und 

verwaltet zu diesem Zweck den kantonalen Verkehrsplan.

·	 Beteiligt bei der Ausarbeitung und Änderung des kantonalen 
Verkehrsplans alle betroffenen Stellen.
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·	 Überwacht den Fortschritt der Arbeiten sowie die Umsetzung 
der im kantonalen Verkehrsplan enthaltenen Elemente, indem 
es die Gemeinden im Hinblick auf ihre Verkehrsanlagen 
berät und auf die Fragen aller interessierten bzw. betroffenen 
Personen antwortet.

·	 Organisiert die Sitzungen der Koordinationsgruppe für Verkehr 
und lässt die Bemerkungen der Koordinationsgruppe zu beson-
deren Projekten in seine Stellungnahme zuhanden des Bau- 
und Raumplanungsamts einfliessen.

·	 Sorgt bei der Prüfung von Vorschlägen für neue Bauzonen 
im Rahmen der Planungsverfahren für die Beachtung der 
Kriterien bezüglich der Erschliessungsqualität mit öffentlichen 
Verkehrsmitteln. Bei Nichtbeachtung verlangt es die Änderung 
der Zweckbestimmung.

·	 Erstellt und verwaltet die öffentliche Verkehrsplanung.

·	 Ist für Fragen der Luftfahrtinfrastrukturen, der öffentlichen 
Seeschifffahrt und des Eisenbahngütertransports zuständig.

·	 Erarbeitet und verwaltet die Planung des Strassennetzes und 
des Fahrradnetzes.

·	 Wird eng an der Ausarbeitung des kantonalen Verkehrsplanes 
beteiligt.

·	 Sorgt bei der Prüfung von Vorschlägen für neue Bauzonen 
im Rahmen der Planungsverfahren für die Beachtung der 
Kriterien bezüglich der Erschliessungsqualität für den moto-
risierten Individualverkehr. Bei Nichtbeachtung verlangt es 
die Änderung der Zweckbestimmung.

Das Bau- und Raumplanungsamt:
·	 Ist für die Fragen verantwortlich, die sich im Zusammenhang 

mit der Planung der Fusswege stellen.

Die Gemeinden:
·	 Beachten die erforderliche Erschliessungsqualität bei der 

Zweckbestimmung der Bauzonen.

·	 Sehen eine intensive Nutzung der Gebiete vor, die  gemäss dem 
kantonalen Verkehrsplan über eine gute Verkehrserschliessung 
verfügen. Falls eine solche Nutzung nicht möglich ist, muss 
dies von der Gemeinden begründet werden.

·	 Sorgen dafür, dass die öffentlichen Bauten und Anlagen 
an den öffentlichen Verkehr angeschlossen sind, und wählt 
neue Standorte so, dass die Nachfrageströme gebündelt 
werden.

·	 Sorgen dafür, dass das Ziel bezüglich des Modal Splits 
erreicht wird.

Der Bund:
·	 Informiert über den Stand der Planung seiner Verkehrs-

netze.

Die Nachbarkantone:
·	 Informieren sich über den Planungsstand ihrer jeweiligen 

Verkehrsnetze.

·	 Unterstützen die Verkehrsplanung der Grenzregionen und 
Grenzgemeinden.
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Die Koordinationsgruppe für Verkehr:
·	 Sorgt für die Umsetzung des Gesamtverkehrskonzepts, nament-

lich bei:

-	 wichtigen Verkehrsprojekten, insbesondere wenn:
-	 das Projekt viel Verkehr verursacht;
-	 die Kapazität des bestehenden Strassennetzes ausge-

lastet ist oder dies demnächst sein wird;
-	 der Modal Split nennenswert beeinfluss werden 

kann;
-	 das Projekt eine Umweltverträglichkeitsprüfung auf Grund 

verkehrstechnischer Kriterien erfordert.
-	 Ortsplanungen, die vom Massnahmenplan für die 

Luftreinhaltung betroffen sind.

4.	 UMSETZUNG

Kantonale Studie für den Sachbereich

Nach der Genehmigung des kantonalen Verkehrsplans wurde ein 
Realisierungsprogramm aufgestellt, das Angaben über die auszu-
führenden Arbeiten und die dafür vorgesehenen Fristen enthält.

Um die Wirkung des kantonalen Verkehrsplans messen zu können, 
stellt der Kanton Freiburg Indikatoren auf, die es erlauben, die 
Entwicklung der nachhaltigen Mobilität zu verfolgen.

Das Amt für Verkehr und Energie stellt eine Studie über die Ent-
wicklungsmöglichkeiten des kombinierten Verkehrs auf. Bezüglich 
der Standorte von Park&Ride und Bike&Ride-Anlagen werden 
die Arbeiten zusammen mit den betroffenen Unternehmen des 
öffentlichen Verkehrs durchgeführt. Die Resultate dieser Planung 
werden in den kantonalen Verkehrsplan und den kantonalen 
Richtplan aufgenommen.

Auswirkungen auf die Planungsinstrumente

Regionalstudien

Die regionalen Verkehrspläne umfassen mindestens folgende 
Elemente:
·	 Definition des Gesamtkonzepts der Region;

·	 Prüfung der Übereinstimmung der Regionalplanung mit dem kan-
tonalen Verkehrsplan, insbesondere im Bereich der Koordination 
der verschiedenen öffentlichen Verkehrsnetze;

·	 Nachweis der ausreichenden Erschliessung der Siedlungsgebiete 
oder Aufzählung der verfügbaren Mittel, um dies zu errei-
chen;

·	 Definition der vorgesehenen Massnahmen, die es erlau-
ben, die Nutzung der öffentlichen Verkehrsmittel und des 
Langsamverkehrs zu fördern;

·	 Erstellung eines Parkplatzkonzepts;

·	 Defini t ion von Massnahmen zur Koordinat ion der 
Siedlungsentwicklung mit dem motorisierten Individualverkehr 
und dem öffentlichen Verkehr;

·	 Nachweis  der Koordination mit den Massnahmenplänen für 
die Luftreinhaltung.
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·	 Nachweis der Koordination mit der Planung für die Lärmsanierung 
der Strassen.

Die regionalen Verkehrspläne müssen bei jeder Änderung des 
kantonalen Verkehrsplans überprüft werden.

Ortsplanung

Der Zonennutzungsplan:
·	 Weist prioritär diejenigen Grundstücke als Bauzonen aus, 

die am besten an das Verkehrsnetz angeschlossen sind.

·	 Sieht eine intensive Nutzung der Gebiete vor, die gemäss dem 
kantonalen Verkehrsplan über eine gute Verkehrserschliessung 
verfügen (Klasse C).

Das Gemeindebaureglement:
·	 Beachtet die erforderliche Erschliessungsqualität bei der 

Zweckbestimmung von Bauzonen.

Der erläuternde Bericht mit Übereinstimmungsnachweis:
·	 Erklärt gegebenenfalls, warum die Grundstücke mit einer 

guten Erschliessungsqualität nicht genutzt werden können.

·	 Definiert die vorgesehenen Massnahmen zur Verbesserung 
der Verkehrserschliessung von neuen Bauzonen.

Die Ortsplanung definiert die notwendigen Massnahmen, um 
den Anforderungen bezüglich Luftreinhaltung und Lärmschutz 
zu genügen. Hierzu werden die Immissionen ermitteln, die vom 
Verkehr stammen, der sich aus dem Richtplan für die Bodennutzung 
ergibt. Auf dieser Grundlage bestimmen sie die notwendigen pla-
nerischen oder reglementarischen Massnahmen der Ortsplanung, 
um den Anforderungen der Vorsorge und der Sanierung gemäss 
Umweltrecht zu genügen.
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Siehe Themen «Luftreinhaltung» und 
«Lärmschutz»
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